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II - 1511 der Beilagen zu den Stenographischcn Protokollen 

des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungspe~ode 

A N FRA G E 

der Abgeordneten Dr. He 1 g.a Konrad 
und Genossen 
an den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
betreffend die Neubesetzung der Grazer HNO-Universitätsklinik 

Im November d. J. wurde nach dem üblichen Ausschreibungsverfahren im Bun
desministerium für Wissenschaft und Forschung die Entscheidung über die 
Neubesetzung der Grazer HNO-Klinik gefällt. Dem Vernehmen nach wurde der 
Ruf an Herrn Univ.-Doz. Dr. Michael Moser erteilt, obwohl dieser in der 
Reihung der Kommission nicht an vorderer Stelle plaziert war. Neben Dozent 
Moser waren andere Fachärzte - auch aus dem Klinikbereich - gleichgereiht. 
Wegen dieser Entscheidung gibt es Kritik und Unruhe in Graz. Insbesondere 
unter den HNO-Ärzten wird dieser Alleingang des Bundesministers für Wissen
schaft und Forschung nicht verstanden. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an den Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung folgende 

A n fra g e 

1. Auf Basis welcher rechtlicher Grundlagen werden Berufungen zu ordent
lichen Professuren erteilt? 

2. Ist es richtig, daß Herr Univ. Doz. Dr. Michael Moser nicht an erster 
Stelle gereiht war? 

3. An wievielter Stelle war Herr Dozent Dr. Maser gereiht? 
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4. Wie war die Auffassung des Zentralausschusses der Hochschullehrer? 

5. Gibt es zusätzliche Voten zum Gutachten der Kommission? 

6. Warum haben Sie nicht dem von der Kommission erstgereihten Kandidaten 
den Ruf erteilt? 

7. Warum haben Sie nicht den anderen, vor Univ. Doz. Dr. Moser gereihten 
Kandidaten den Ruf erteilt? 

8. Was waren die für Sie ausschlagebenden Gründe ausgerechnet Herrn 
Univ. Doz. Dr. Moser den Ruf zu erteilen? 

9. Ist Ihnen die Auffassung des Gesundheitslandesrates des Landes Steier
mark zu dieser Bestellung bekannt? 

10. Halten Sie es für eine zielführende Vorgangsweise derartige Bestellun
gen - auch wenn keine rechtliche Verpflichtung dazu besteht - nicht 
im Einvernehmen mit dem Gesundheitslandesrat zu machen? 
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